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Anwaltsrecht 

E
lm  Disziplinarverfahren wird das 
Strafverfahren nicht neu aufgerollt 

Art. 8 Abs.1 lit. b BGFA 
Beim Entscheid, ob strafbares Verhalten eines An-

walts mit dem Anwaltsberuf vereinbar ist, kommt 

der  Aufsichtsbehörde ein erhebliches Ermessen zu. 

Ist aber strafbares Verhalten mit dem Anwaltsberuf 

nicht vereinbar und sind somit  die  Voraussetzungen 

von Art. 8  Abs.1 BGFA nicht mehr erfüllt, so ist  die 

Löschung aus dem Anwaltsregister zwingend 

vorzunehmen.  [270] 

BGer  2С_1039/2021  vom  26.  August  2022;  VerwGer ZH  Vó.2021.00459 
vom  11.  November  2021 

Die  Staatsanwaltschaft  III des  Kantons Zürichs übermittelte 
am 2.  November  2020 der  Aufsichtskommission über  die 
Anwältinnen und Anwälte im Kanton Zürich einen rechts-
kräftigen Strafbefehl, mit dem  der  Zürcher Rechtsanwalt  A. 
wegen mehrfacher Gehilfenschaft zu Betrug zu einer be-
dingten Geldstrafe  von 180  Tagessätzen zu je CIF  580.—
verurteilt wurde. Im Verfahren vor  der  Aufsichtskommis-
sion beantragte  A.,  er sei wegen Verletzung  von  Berufs-
regeln mit einer angemessenen  Busse  zu bestrafen, im Übri-
gen sei das Verfahren einzustellen.  Er  ersuchte um Beizug 
der  Akten aus  der  gegen ihn geführten Strafuntersuchung. 
Die  Aufsichtskommission auferlegte  A.  eine  Busse von 
CHF  8000.—  wegen Verletzung  der  Berufsregeln i.S.v. 
Art. 12. lit, a  und  c  BGFA und verfügte  seine  Löschung im 
kantonalen Anwaltsregister. Das Verwaltungsgericht  des 
Kantons Zürich wies mit Urteil vom  11.  November  2021 
(VB.2021.00459) eine gegen  die  Löschung gerichtete Be-
schwerde ab. Dagegen gelangte  A.  mit Beschwerde  in  öf-
fentlich-rechtlichen Angelegenheiten,  der  aufschiebende 
Wirkung zuerkannt wurde,  an  das Bundesgericht. 

A.  bringt vor Bundesgericht vor,  die  Vorinstanz habe 
sein rechtliches Gehör verletzt, da sie  die von  ihm vor-
gebrachten tatsächlichen Hintergründe für  den  Verzicht auf 
eine Einsprache gegen  den  Strafbefehl ausser Acht gelassen 
habe.  Die  Vorinstanz habe formelle Rechtsverweigerung be-  

gangen, indem sie vorbehaltlos auf  die  im Strafbefehl ent-
haltenen Sachumstände abgestellt habe. 

Das Bundesgericht stellt fest, dass  die  strafrechtliche Ver-
urteilung eine Tatbestandsvoraussetzung  von Art. 8  Abs.1 
lit. b  BGFA ist. Abgestellt wird allein auf das Vorliegen einer 
strafrechtlichen Verurteilung.  Die  Vorinstanz durfte daher 
die  Einwände  von A.  gegen  den  Strafbefehl sowie  die  Gründe 
für  den  Verzicht auf dessen Anfechtung nicht berücksichti-
gen. Persönliche Voraussetzung für  den  Eintrag ins Anwalts-
register ist u.a., dass keine im Strafregisterauszug für Privat-
personen ersichtliche Verurteilung wegen Handlungen,  die 
mit dem Anwaltsberuf nicht zu vereinbaren sind, vorliegt. 
Beim Entscheid, ob das strafbare Verhalten mit dem Anwalts-
beruf vereinbart ist, kommt  der  Aufsichtsbehörde ein erheb-
liches Ermessen zu. Zu prüfen ist, ob  die  Handlungen unter 
Berücksichtigung aller Umstände als so schwerwiegend er-
scheinen, dass sie  in  einem vernünftigen Verhältnis zur Lö-
schung stehen. Wird das strafbare Verhalten als mit dem An-
waltsberuf nicht vereinbart gewertet, so muss  die  Löschung 
zwingend vorgenommen werden. Eine Verurteilung im Rah-
men eines rechtskräftigen Strafbefehls ist vom Wortlaut  von 
Art. 8  Abs.  1 lit. b  BGFA erfasst. Einwände gegen  den  Straf-
befehl hätte  A.  nach Treu und Glauben im Rahmen eines 
strafrechtlichen Rechtsmittelverfahrens vorbringen müssen. 
Die  Verurteilung wegen mehrfacher Gehilfenschaft zu Be-
trug, begangen  in  Ausübung  des  Anwaltsberufes, ist klarweise 
geeignet, das Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt und 
Klient zu beeinträchtigen.  Die  Vorinstanz hat kein Bundes-
recht verletzt, indem sie zum Schluss gelangte, dass mehr-
fache Gehilfenschaft zu Betrug mit dem Anwaltsberuf nicht 
vereinbart ist. Somit ist  die  Löschung im Register zwingend. 
Eine Verhältnismässigkeitsprüfung im Einzelfall hat nicht 
stattzufinden. So spielen auch  der  weit zurückliegende Zeit-
punkt  der  Tatbegehung, seitheriges Wohlverhalten, Reue 
und  die  geltend gemachte fehlende Bereicherung keine  Rolle. 

Kommentar 

Der  Verzicht darauf, Rechtsmittel gegen einen Strafbefehl 

wegen eines  in  Ausübung  des  Anwaltsberufes began-

genen Delikts zu erheben, bedeutet zu recht, dass im Dis-

ziplinarverfahren Einwände,  die  im Strafverfahren vor-

gebracht hätten werden können, nicht  von  Relevanz sind. 

Aus dem Urteil  der  Vorinstanz geht  in  casu hervor, dass 

Anwalt  A.  nach Ablauf einer Probezeit  von  lediglich zwei 

Jahren sich wieder im Anwaltsregister eintragen lassen 

kann, ab diesem Zeitpunkt wird  die  Verurteilung bei Wohl-

verhalten im Privatauszug gelöscht werden. Dank  der  vom 

Bundesgericht gewährten aufschiebenden Wirkung wird 

A.  wohl nur für kurze Zeit im Anwaltsregister gelöscht sein. 
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